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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Februar 1960 

8 — 53002 — 5005/59 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzabkom- 
men vom 19. Juni 1959 zum Abkommen vom 
26. August 1952 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über die Regelung der Forde- 
rungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. Der Wortlaut des 
Zusatzabkommens sowie eine Denkschrift mit 2 Anlagen sind 
beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 214. Sitzung am 5. Februar 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, GoeLheslr. 54. Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Zusatzabkommen vom 19. Juni 1959 zum Abkommen vom 26. August 1952 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 


Dem in Bern am 19. Juni 1959 Unterzeichneten Zu- 
satzabkommen zum Abkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Regelung der Forderun- 
gen der Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen 
das ehemalige Deutsche Reich vom 26. August 1952 
(Bundesgesetzbl. 1953 II S. 15, 22) wird zugestimmt. 
Das Zusatzabkommen wird nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzabkommen nadi 
seinem Artikel III Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen fällt unter Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
GG, weil es sich auf Gegenstände der Bundesgesetz- 
gebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung über das Inkrafttreten des Gesetzes 
entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Nach Absatz 2 ist der Tag des Inkrafttretens des 
Abkommens im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Zusatzabkommen zum Abkommen vom 26. August 1952 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE SCHWEIZERISCHE EIDGENOSSENSCHAFT 
sind mit Rücksicht darauf, 

daß die Schweizerische Eidgenossenschaft gemäß Arti- 
kel 4 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über die Regelung der Forderungen der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft gegen das ehemalige Deut- 
sche Reich vom 26. August 1952 größere Kapitalbeträge 
zu Investitionszwecken in Deutschland belassen und 
damit zu dessen Wiederaufbau beigetragen hat; 
daß die Schweizerische Eidgenossenschaft in ihren 
Grenzgebieten Investitionen — insbesondere im Ver- 
kehrswesen — vorgenommen hat und noch vornehmen 
wird, welche im gemeinsamen deutsch-schweizerischen 
Interesse liegen; 

und in der Erwägung, 

daß es somit gerechtfertigt erscheint, die Raten für die 
gemäß Artikel 3 des Abkommens geschuldete Rest- 
summe anderweitig festzulegen, 

wie folgt übereingekommen: 

Artikel I 

Die Bundesrepublik Deutschland wird die Restsumme 
von 236.424.070 Schweizer Franken, welche sie nach Arti- 
kel 3 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik 


Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Regelung der Forderungen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft gegen das ehemalige Deutsche Reich 
vom 26. August 1952 in Verbindung mit Artikel VII 
Abs. 2 des Abkommens zwischen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Schweizerischen Bun- 
desrat über die Finanzierung von Investitionen der deut- 
schen eisenschaffenden Industrie vom 2. September 1953 
am 2. April 1959 noch schuldete, zuzüglich 2 Vo Jahres- 
zinsen nunmehr in 12 Jahresraten von je 22.356.165 
Schweizer Franken zahlen, von denen die erste Rate am 
1. April 1960 und die letzte am 1. April 1971 fällig ist. 

Artikel II 

Dieses Zusatzabkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber der Regierung der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft innerhalb von 3 Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Zusatzabkommens eine gegenteilige Er- 
klärung abgibt. 

Artikel III 

Dieses Zusatzabkommen bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Bonn ausgetauscht werden. 

Dieses Zusatzabkommen tritt zwei Wochen nach Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

GESCHEHEN in Bern am 19. Juni 1959 in zwei Ur- 
schriften. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
Joachim von Spind 1er 


Für die 

Schweizerische Eidgenossenschaft: 
Umbricht 
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Denkschrift 


1 . 

Im Abkommen zwischen der Bundesrepublik und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft gegen das ehemalige Deutsche Reich 
vom 26. August 1952 (BGBl. 1953 II S. 22) hatte sich 
die Bundesrepublik zur Zahlung von 650 Millionen 
sfrs verpflichtet. Die Art und Weise der Abtragung 
dieser Schuld ist in den Artikeln 2 bis 4 des Ab- 
kommens niedergelegt (vgl. Anlage I). Danach 
waren u. a. 308,5 Millionen sfrs (zuzüglich 2^/o 
Jahreszinsen) in 27 gleichen Jahresraten ab 1. April 
1957 zu entrichten (Artikel 3). Einen weiteren Teil- 
betrag von 200 Millionen sfrs sollte die Schweiz zu 
Investitionszwecken in Deutschland verwenden 
(Artikel 4). Im Abkommen zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Schweize- 
rischen Bundesrat über die Finanzierung von 
Investitionen der deutschen eisenschaffenden Indu- 
strie vom 2. September 1953 (BAnz. 1959 Nr. 234 
S. 1) wurde vereinbart, daß von den 308,5 Millionen 
sfrs ein Betrag von 50 Millionen sfrs ebenfalls für 
die Finanzierung von Investitionen zur Verfügung 
gestellt wird (vgl. Anlage II). Die danach verblei- 
benden 258,5 Millionen sfrs zuzüglich 2Vo Zinsen 
sollten nach diesem Abkommen in 27 Jahresraten 
bis 1983 abgetragen werden. Es wird insoweit 
auf Artikel VII Ziff. 2 Abs. 2 des Abkommens vom 
2. September 1953 verwiesen. 


II. 

Gelegentlich der Liquidation der Europäischen Zah- 
lungsunion (EZU) war die Regierung der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft an die Bundesregierung 
mit dem Vorschlag herangetreten, die schweizerische 
Verpflichtung, die sich aus der Liquidation der EZU 
in Höhe von rund 235,5 Millionen sfrs gegenüber 
der deutschen Seite ergab, mit der Restschuld der 


Bundesrepublik aus dem Abkommen von 1952 zu 
verrechnen. Eine solche Verrechnung war jedoch 
aus rechtlichen und finanziellen Gründen nicht an- 
gängig. 

Danach kam die schweizerische Regierung auf ihr 
Anliegen zurück, die deutsche Restschuld aus dem 
Abkommen von 1952 früher zurückzuzahlen, ein 
Anliegen, welches die Schweiz in den letzten Jahren 
wiederholt an die Bundesregierung herangetragen 
hatte, dem jedoch bisher nicht hatte entsprochen 
werden können. Im Hinblick auf die Umstände, 
weiche in der Präambel zum jetzigen Zusatzabkom- 
men dargelegt sind, glaubte die Bundesregierung 
jedoch, nunmehr ein Entgegenkommen zeigen zu 
sollen. Sie erklärte sich daher bereit, die Laufzeit 
der Restschuld zu verkürzen, und zwar von noch 
24 Jahren auf 12 Jahre. Hiermit war die schweize- 
rische Regierung einverstanden. 

Am 2. April 1959 bestand noch eine restliche Kapital- 
schuld von 236 424 070 sfrs. Sie soll (zuzüglich 2Uo 
Jahreszinsen) nunmehr in 12 Jahresraten von je 
22 356165 sfrs abgetragen werden. Die erste Rate ist 
am 1. April 1960 und die letzte am 1. April 1971 
fällig. 

IIL 

Während das Abkommen vom 2. September 1953 
(Anlage II) auf Grund der in Artikel 5 des Abkom- 
mens vom 26. August 1952 enthaltenen Ermächtigung 
als nicht ratifikationsbedürftiges Regierungsabkom- 
men geschlossen werden konnte, bedarf das jetzige 
Zusatzabkommen der Zustimmung der gesetzgeben- 
den Körperschaften. Denn es enthält eine materielle 
Änderung des Abkommens von 1952, und für diese 
greift die Ermächtigung des Artikels 5 des Abkom- 
mens von 1952 (Anlage I) nicht Platz, weil die ver- 
änderte Zahlungsweise nicht mit einer gleichzeitigen 
Verwendung weiterer Mittel zu Investitionszwecken 
in Deutschland verbunden ist. 
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Anlage I 


Artikel 2 bis 5 

des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich vom 26. August 1952 


Artikel 2 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland wird von der an- 
erkannten Forderung einen Teilbetrag von 121.500.000 
Schweizer Franken in der Weise tilgen, daß 60.000.000 
Schweizer Franken am 1. April 1953 und je 20.500,000 
Schweizer Franken am 1. April der drei darauffolgenden 
Jahre an die Schweizerische Eidgenossenschaft gezahlt 
werden. 

(2) Der Betrag der drei letzten Raten wird vom 1. April 
1953 ab mit 3 verzinst. 

Artikel 3 

Ein weiterer Betrag der anerkannten Forderung in 
Höhe von 328.500.000 Schweizer Franken wird von der 
Bundesrepublik Deutschland wie folgt bezahlt werden: 

20.000.000 Schweizer Franken in vier gleichen Jahres- 
raten von je 5.000.000, beginnend mit dem 1. April 1953 
und fortlaufend am 1. April der darauffolgenden drei 
Jahre; 

308.500.000 Schweizer Franken in 27 gleichen Jahres- 
raten (Zins- und Tilgungsraten) von je 14.900.000 
Schweizer Franken, beginnend mit dem 1. April 1957 
und fortlaufend am 1. April der darauffolgenden 26 
Jahre. Der Betrag von 308.500,000 Schweizer Franken 
wird vom 1. April 1953 bis 1. April 1957 zu 3 ® 'o ver- 
zinst. 


Artikel 4 

Die Schweizerische Eidgenossenschaft erklärt sich da- 
mit einverstanden, daß der Restbetrag der Schuld in 
Höhe von 200 Millionen Schweizer Franken nach näherer 
Vereinbarung zwischen den Regierungen der vertrag- 
schließenden Teile zu Investitionszwecken in Deutsch- 
land stehen bleibt. Eine Tilgung dieses Betrages soll 
nicht vor 20 Jahren nach Inkrafttreten dieses Abkom- 
mens gefordert werden. Bis zum Abschluß entsprechen- 
der Investitionsvereinbarungen vJrd dieser Betrag von 
200 Millionen Schweizer Fra^^ken zu 3^'o im Jahre ver- 
zinst. Sollte über die Investierungen binnen angemesse- 
ner Frist keine oder keine vollständige Einigung erzielt 
werden können, so erhöht sich der in Artikel 3 genannte 
ICapitalbetrag mit den bezüglichen Tilgungsquoten in ent- 
sprechender Weise. 

Artikel 5 

(1) Die Schweizerische Eidgenossenschaft erklärt sich 
bereit, zu gegebener Zeit aus eigener Initiative oder auf 
Vorschlag der Bundesrepublik Deutschland in Erwägung 
zu ziehen, ob und in welchem Umfange außer dem in 
Artikel 4 genannten Betrag noch weitere Beträge, die 
aus der nach Artikel 3 verbleibenden deutschen Schuld- 
summe zu entnehmen wären, zu Investitionszwecken in 
Deutschland zur Verfügung gestellt werden können. 

(2) In diesem Falle ist der in Artikel 3 vorgesehene 
Zahlungsplan entsprechend zu ändern. 
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Anlage II 


Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Schweizerischen Bundesrat 

über die Finanzierung von Investitionen der deutschen eisenschaffenden Industrie 


DIE REGIERUNG 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER SCHWEIZERISCHE BUNDESRAT 

sind wie folgt übereingekommen; 

Artikel I 

Im Sinne des Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Regelung der Forderungen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft gegen das ehemalige Deutsche Reich 
vom 26. August 1952 stellt die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Ausführung des Artikels 4 des Abkommens den 
Gegenwert von 60 Millionen Schweizer Franken und in 
Ausführung des Artikels 5 des Abkommens den Gegen- 
wert von 50 Millionen Schweizer Franken — insgesamt 
also den Gegenwert von 110 Millionen Schweizer Fran- 
ken — den in Artikel II aufgeführten Unternehmen zur 
Finanzierung von Investitionen zur Verfügung. 

Artikel II 

1. Im einzelnen stellt die Bundesrepublik Deutschland 
den nachstehend aufgeführten Unternehmen der deut- 
schen eisenschaffenden Industrie folgende Beträge zur 
Verfügung: 

a) der August-Thyssen-Hütte AG., Duisburg-Hamborn, 
den Gegenwert von 32 Millionen Schweizer Franken; 

b) der Hüttenwerke Phoenix AG., Duisburg-Ruhrort, 
den Gegenwert von 27 Millionen Schweizer Franken; 

c) der Gußstahlwerk Bochumer Verein Aktiengesell- 
schaft, Bochum, 

den Gegenwert von 12 Millionen Schweizer Franken; 

d) der Eisenwerk-Gesellschaft Maximilianshütte AG., 
Sulzbach-Rosenberg-Hütte (Opf)., 

den Gegenwert von 10 Millionen Schweizer Franken; 

e) der Dortmund-Hoerder Hüttenunion AG., Dortmund, 
den Gegenwert von 7 Millionen Schweizer Franken; 

f) der Stahlwerke Südwestfalen AG., Geisweid, 

den Gegenwert von 6 Millionen Schweizer Franken; 

g) der Westfalenhütte AG., Dortmund, 

den Gegenwert von 6 Millionen Schweizer Franken; 

h) der Eisenwerke Mülheim-Meiderich AG., Mülheim- 
Ruhr, 

den Gegenwert von 5 Millionen Schweizer Franken; 

i) der Stahlwerke Bochum AG., Bochum, 

den Gegenwert von 5 Millionen Schweizer Franken. 

2. Die Unternehmen werden in Höhe und vom Zeit- 
punkt der Auszahlung der ihnen von der Bundesrepublik 
Deutschland zur Verfügung gestellten Beträge an Schuld- 
ner der Schweizerischen Eidgenossenschaft nach Maßgabe 
besonderer zwischen der Eidgenössischen Finanzverwal- 
tung und ihnen geschlossener Kreditverträge. 


Artikel III 

Die Bundesrepublik Deutschland wird den in Artikel II 
aufgeführten Unternehmen die auf sie entfallenden Be- 
träge in fünf gleichen jährlichen Teilbeträgen am 1. Juli 
eines jeden Jahres, beginnend mit dem 1. Juli 1954, aus- 
zahlen. 

Artikel IV 

Die Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur 
Zahlung von jährlich 3 “/o Zinsen für die zu investieren- 
den 110 Millionen Schweizer Franken bleibt bis zur je- 
weiligen Auszahlung der Teilbeträge gemäß Artikel III 
bestehen. 

Artikel V 

Von der Auszahlung der Teilbeträge gemäß Artikel III 
an beträgt der Jahreszins 4*^ 0 , der halbjährlich nachträg- 
lich am 1. April und 1. Oktober zu zahlen ist. Hierzu tritt 
von diesem Zeitpunkt an jährlich ^L> *'/o Vergütung der 
in Artikel II aufgeführten Unternehmen an die Bundes- 
republik Deutschland als Haftungsentsdiädigung. 

Artikel VI 

1. Die Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur 
Zahlung von Kapital und Zinsen besteht auf Grund des 
Abkommens vom 26. August 1952 und des Artikels V 
vom Zeitpunkt der Auszahlung (Artikel III) an in glei- 
chem Umfange wie diejenige der in Artikel II aufgeführ- 
ten Unternehmen. Sie erlischt jeweils in Höhe der 
Zahlungen an Zins- und Tilgungsbeträgen, welche die 
Unternehmen an die Schweizerische Eidgenossenschaft 
geleistet haben. Ferner erlischt sie, soweit die Schuld- 
verpflichtungen der Unternehmen durch Ausgabe von 
Obligationen- Anleihen auf dem schweizerischen Kapital- 
markt abgelöst werden. 

2. Die Schweizerische Eidgenossenschaft wird die Bun- 
desrepublik Deutschland nur in Anspruch nehmen, so- 
weit die Unternehmen mit ihren Verpflichtungen in Ver- 
zug geraten. 

Artikel VII 

Der in Artikel 2 und 3 des Abkommens vom 26. Au- 
gust 1952 festgelegte Zahlungsplan wird folgendermaßen 
geändert: 

1. Der noch nicht getilgte Betrag von 61,5 Millionen 
Schweizer Franken der in Artikel 2 des Abkommens ge- 
nannten 121,5 Millionen Schweizer Franken wird wie 
folgt bezahlt: 

am 1. April 1954, 1955 und 1956 je 5,5 Millionen Schwei- 
zer Franken, 

am 1. April 1957 10 Millionen Schweizer Franken und 
am 1. April 1958 35 Millionen Schweizer Franken. 
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Die fünf Raten werden vom 1. April 1953 ab mit 3® o ver- 
zinst. 

2. Von den in Artikel 3 des Abkommens genannten 
308,5 Millionen Schweizer Franken werden 50 Millionen 
Schweizer Franken für die Finanzierung von Investitio- 
nen der deutschen eisenschaffenden Industrie zur Ver- 
fügung gestellt {Artikel I). 

Die verbleibenden 258,5 Millionen Schweizer Franken 
werden in 27 Jahresraten (Zins- und Tilgungsraten) von 
je 12,5 Millionen Schweizer Franken bezahlt, und zwar 
die erste Rate am 1. April 1958, die zweite und dritte 
Rate gleichzeitig am 1. April 1959 und die restlichen 24 
Jahresraten fortlaufend am 1. April der darauf folgenden 
24 Jahre. Der Betrag von 258,5 Millionen Schweizer Fran- 


ken wird vom 1. April 1953 bis 1. April 1957 zu 3^ o ver- 
zinst. 

Artikel VIII 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland nimmt 
Kenntnis von den Liefervereinbarungen zwischen der 
Eidgenössischen Finanzverwaltung und den in Artikel II 
aufgeführten Unternehmen. Sie wird diese Lieferverein- 
barungen nicht durch Sondermaßnahmen beeinträchtigen. 

Artikel IX 

Dieses Abkommen tritt mit der Unterzeichnung durch 
die beiden vertragschließenden Parteien in Kraft. 

Bern, den 2. September 1953. 


Für die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland: 
Bernhard W o 1 f f 
Alfred Müller 


Für den 

Schweizerischen Bundesrat: 
Dr. M. Ikle 
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